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Sachgebiet 61 


Bericht 

des Haushaltsausschusses 
(7. Ausschuß) 

gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über die weitere Finanzierung von Maßnahmen zur 
Verbesserung der Verkehrs Verhältnisse der Gemeinden und 
des Bundesfernstraßenbaus 

— Drucksachen Vl/2767, ^ Vl/2767, 

Nachtrag zu Vl/2767, VI/2925 — 

über den vom Bundesrat eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Verkehrsfinanzgesetzes 1955 

— Drucksachen VI/1764, Vl/2925 — 


Bericht des Abgeordneten Haehser 


Der Gesetzentwurf ist mit der Haushaltslage ver- j 
einbar. 

Durch den Gesetzentwurf sollen zusätzliche Mittel | 
aus dem Aufkommen an Mineralölsteuer zur wei- | 
teren Förderung der bisher durch das Gemeindever- | 
kehrsfinanzierungsgesetz zweckgebundenen Mittel 
für Maßnahmen zur Verbesserung der Verkehrs- 
verhältnisse der Gemeinden und Mittel für den 
Bundesfernstraßenbau bereitgestellt werden. Die 
Mineralölsteuer für Treibstoffe soll deshalb um I 
4 Pfennig erhöht werden. i 

Um aber durch die Steuererhöhung eine zusätz- 
liche Belastung der Landwirtschaft zu vermeiden, 
wird gleichzeitig die Höhe der Gasöl-Verbilligung 
nach dem Gasöl-Verwendungsgesetz-Landwirtschaft i 
entsprechend heraufgesetzt. Die Mittel für die Er- I 
höhung des Verbilligungssatzes in Höhe von rd. 

50 000 000 DM sind bei Kap. 10 02 Tit. 652 06 im j 
Entwurf des Haushaltsplanes für 1972 eingeplant. ' 


Ferner wird durch den Gesetzentwurf eine Ände- 
rung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes vorgenom- 
men, um durch eine Verstärkung der Progression 
der Steuersätze für größere Nutzfahrzeuge einer 
angemesseneren Zulastung der Wegekosten Rech- 
nung zu tragen. Damit soll eine weitere Transport- 
verlagerung von der Schiene auf die Straße ver- 
hindert werden, die wegen des Auslaufens des Stra- 
ßengüterverkehrsteuergesetzes zu erwarten wäre. 
Als Starthilfe werden für die Förderung des kom- 
binierten Schienen-Straßenverkehrs im Hinblick auf 
die Straßenentlastung von der Bundesregierung 
noch bis 1972 jährlich 250 000 000 DM für Investi- 
tionen im Gleisanschlußverkehr und im kombinier- 
ten Verkehr zur Verfügung gestellt. Die Mittel da- 
für sind im Kap. 12 02 Tit. 892 21 und 892 22 des 
Entwurfs des Haushaltsplans 1972 vercinschlagt. 

Durch das Mehraufkommen von rd. 250 000 000 DM 
Kraftfahrzeugsteuer sollen den Ländern weitere 
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Mittel zugeführt werden, die für den Ausbau der in 
der Baulast der Länder und Gemeinden stehenden 
Verkehrsinfrastruktur zusätzlich verwandt werden. 

Schließlich soll durch den Gesetzentwurf in der 
Fassung des federführenden Finanzausschusses der 
öffentliche Personennahverkehr von der Mineralöl- 
steuer entlastet werden. Inhabern von Verkehrs- 
betrieben soll eine Betriebsbeihilfe für versteuertes 
Gasöl gewährt werden, das im öffentlichen Per- 
sonennahverkehr mit Kraftfahrzeugen im genehmig- 
ten Linienverkehr oder bei der Beförderung von 
Schülern oder im Öffentlichen Personennahverkehr 
mit schienengebundenen Fahrzeugen verbraucht 
worden ist. 

Die Mittel für diese Betriebsbeihilfen werden für 
jedes Haushaltsjahr in den Bundeshaushaltsplan 
eingestellt. Sie betragen für 1972 ca. 255 000 000 DM 
und werden im Entwurf des Haushaltsplans bei 
Kap. 12 18 Tit. 882 03 veranschlagt werden. Dek- 
kung dafür ist aus der beabsichtigten Erhöhung der 
Mineralölsteuer vorhanden. Artikel 3 a des Gesetz- 
entwurfs in der Fassung des federführenden Finanz- 
ausschusses ändert auch das Straßenbaufinanzie- 
rungsgesetz. Danach ist vorgesehen, die Betriebs- 
beihilfe für den Werkfernverkehr im Zonenrand- 
gebiet und in den Frachthilfegebieten zu verdop- 
peln. Statt 2,35 DM sollen nunmehr 4,70 DM für je 
100 kg Gasöl Betriebsbeihilfe gezahlt werden. Für 
diese Erhöhung sind im Entwurf des Haushalts- 
planes bei Kap. 12 02 Tit. 683 01 für 1972 weitere 
950 000 DM erforderlich. Diese Mehraufwendungen 
werden im Rahmen des Gesamtvolumens im Bun- 
deshaushalt aufgefangen werden. 


Für das Mehraufkommen an Mineralölsteuer aus 
diesem Gesetzentwurf, das voraussichtlich 

1972 1 300 000 000 DM 

1973 1 500 000 000 DM 

1974 1 600 000 000 DM 

betragen wird, ist nach Artikel 2 des Gesetzentwurfs 

in der Fassung des federführenden Finanzausschus- 
I ses vorgesehen, daß ein Viertel zusätzlich zu den 
1 Mitteln des Straßenbaufinanzierungsgesetzes für 
I Zwecke des Straßenwesens und im übrigen, soweit 
es den Betrag der zu leistenden Betriebsbeihilfe für 
den Personennahverkehr übersteigt, zusätzlich zu 
den nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungs- 
j gesetz in seiner geänderten Fassung bereitgestell- 
' ten Mittel verwendet wird. Die Frage der Deckung 
I der in dem Gesetzentwurf vorgesehenen Ausgaben 
I nach § 96 GO BT ist insgesamt gesehen ausgeräumt, 

I weil im Endeffekt ein Mehr an Einnahmen erreicht 
I wird. 

Dieser Bericht beruht auf der vom federführenden 
Finanzausschuß vorgeschlagenen Fassung des Ge- 
setzentwurfs. Gleichzeitig wird der vom Bundesrat 
eingebrachte Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Verkehrsfinanzgesetzes 1955 — Drucksache 
VI/1764 — für erledigt erklärt. 

Der Deutsche Bundestag erwartet, daß die Erhö- 
hung der Bundeszuwendungen nach dem Gemeinde- 
! Verkehrsfinanzierungsgesetz von 50 v, H. auf 
60 V. H. (im Zonenrandgebiet von 60 v. H. auf 
75 V. H.) zu einer Entlastung der Gemeinden führt, 
j Er geht davon aus, daß die Bundesländer mit ihren 
! Zuschüssen nicht zurückgehen. 


Bonn, den 9. Dezember 1971 


Der Haushaltsausschuß 


Leicht 

Vorsitzender 


Haehser 

Berichterstatter 



